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Lageplan

V erfahrensvermerke 
1. Der Stadtrat hat in der Sitzung vom ……….. gemäß § 2 Abs. 1 BauG B die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde 
am ………… ortsüblich bekannt gemacht. 
2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauG B mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den V orentwurf des Bebauungsplans in der 
Fassung vom ………….. hat in der Zeit vom ………….. bis ………….. stattgefunden. 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen T räger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauG B für den V orentwurf des Bebauungsplans in der 
Fassung vom ………….. hat in der Zeit vom ………….. bis ………….. stattgefunden. 
4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ………….. wurden die Behörden und sonstigen T räger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauG B in der Zeit vom ………….. bis ………….. beteiligt. 
5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ………….. wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauG B in der Zeit vom ………….. bis 
………….. öffentlich ausgelegt. 
6. Die Stadt hat mit Beschluss des Stadtrats vom ………….. den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauG B in der Fassung vom ………….. als Satzung 
beschlossen. 
 
Rottenburg a. d. Laaber, den ………….. 
 
…………..…………..…………..  (Siegel) 
Alfred Holzner, Erster Bürgermeister 

U nterzeichner/in 
7. Ausgefertigt 
 
Rottenburg a. d. Laaber, den ………….. 
 
…………..…………..…………..  (Siegel) 
Alfred Holzner, Erster Bürgermeister 
8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ………….. gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauG B ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit 
Begründung wird seit diesem T ag zu den üblichen Dienststunden in der G emeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf V erlangen 
Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauG B und die §§ 214 und 215 
BauG B wurde in der Bekanntmachung hingewiesen. 
 
Rottenburg a. d. Laaber, den ………….. 
 
…………..…………..…………..  (Siegel) 
Alfred Holzner, Erster Bürgermeister 

T ex tliche Festsetzungen 
 
1. Art der baulichen Nutzung  
Folgende im G eltungsbereich des Bebauungsplans liegende Flurstücke werden 
als Sondergebiet (SO ) im Sinne des § 11 Abs. 2 BauNV O  mit der 
Zweckbestimmung Sonnenenergienutzung festgesetzt:  
Fl.Nr. 359(G mkg. P attendorf) 
Zulässig im SO -G ebiet sind: 
 die Errichtung und der Betrieb von P hotovoltaikanlagen zum Zweck der 
Stromerzeugung 

 die Errichtung technischer und baulicher Anlagen, die für die Betreibung 
der P hotovoltaikanlagen erforderlich sind  

 die G ründung der P hotovoltaikanlagen durch 
Rammprofile/G estellpfosten aus Metall 

 
2. Maß der baulichen Nutzung  
2.1 Überbaubare Flächen; Baugrenze 
Die überbaubare G rundstücksfläche ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
Innerhalb der festgesetzten Baugrenze darf gem. § 23 Abs. 3 BauNV O  gebaut 
werden.  
Nicht zulässig ist das Errichten von G ebäuden. Eine Ausnahme bilden 
technische Betriebsgebäude (T rafostation, W echselrichter). Ein 
Überschreiten der Baugrenze durch bauliche Anlagen, G ebäude oder 
G ebäudeteile sowie Nebenanlage ist nicht zulässig. 
 
2.2 G rundfläche der baulichen Anlagen 
Es wird eine höchstzulässige G rundflächenzahl (G RZ) von 0,6 festgesetzt. 
Die G RZ ist das Summenmaß von allen baulichen Anlagen, die das G rundstück 
innerhalb des G eltungsbereiches überdecken. Eine Überschreitung nach § 19 
Abs. 4 Satz 2 BauNV O  ist nicht zulässig. Die G rundfläche der 
P hotovoltaikmodule entspricht der durch die Modulflächen senkrecht 
projizierten überbauten Fläche. 
 
3. Örtliche Bauvorschriften 
Die baulichen Anlagen sind nur in blendfreier W irkung zulässig. Zwischen den 
Modulreihen ist ein Abstand von mind. 3,0 m einzuhalten. 
 
3.1 Höhe der baulichen Anlagen 
Die max. zulässige Höhe der Module zur Sonnenenergienutzung, gemessen von 
der G eländeoberkante bis zur O berkante der Solarmodule, beträgt max. 2,50 m. 
Diese Höhe ist bezogen auf ein gleichmäßig geneigtes G elände. Kleinere 
Bodenunebenheiten können durch geringfügig höhere Aufständerungen (bis 10 
cm) ausgeglichen werden. Die untere Mindesthöhe der Moduleaufständerung 
beträgt aus Hochwasserschutzgründen mind. 1 m. 
Die max imal zulässige W andhöhe der technischen Betriebs- und 
Nebengebäude beträgt 3 m. Die W andhöhe wird gemessen zwischen der 
gedachten horizontalen V erlängerung der hergestellten 
Erdgeschossrohfußbodendeckenoberkante (EFO K) zur Außenwand und dem 
Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit der O berkante der Dachhaut. 
 
3.2 Bodenbefestigung der Module 
Die aufgeständerten Module sind nur ohne oberirdische Fundamente zulässig. 
 
3.3 Einfriedungen 
Einfriedungen sind bis max imal 2,0 m Höhe als sockellose Zäune zuzüglich 
Übersteigschutz aus Maschendraht oder Stahlgitter-Industriezaun in den Farben 
metallgrau oder grün zulässig. 
Der Mindestabstand zwischen Zaununterkante und G elände beträgt mindestens 
15 cm. Der Zaun ist entlang der Baugrenze herzustellen. Die Eingrünung darf 
hierbei nicht nachteilig beeinträchtigt werden 
 
3.4 Zufahrt 
Die Zufahrt zur Fläche ist als G rünweg und auf einer max imalen Breite von 
max imal 4 m zu gestalten, die Lage ist variabel. 
 
3.5 W erbeanlagen 
W erbeanlagen sind an Fassade der technischen Betriebs- und Nebengebäude 
sowie am Zaun bzw. an der T oranlage unbeleuchtet zulässig und können dabei 
als Blendschutz dienen. 
 
3.6 Beleuchtung der Anlage 
Eine dauerhafte Beleuchtung der Anlage ist nicht zulässig. 
 
3.7 O berirdische V ersorgungsleitungen 
O berirdische V ersorgungsleitungen sind unzulässig. 
W echselstrom und G leichstrom ist baulich zu trennen und getrennt voneinander 
abschaltbar einzurichten. 
 
4. G rünordnerische Festsetzungen 
4.1 Nicht bebaute (unversiegelte) O berflächen 
O berflächen sind mit Ausnahme der notwendigen Durchwegung in der 
Sondergebietsfläche als kräuterreiches G rünland zu gestalten und zu nutzen. 
Düngung und Einsatz von P estiziden sind nicht zulässig. 
Eine Beweidung der Fläche ist mit Zustimmung der zuständigen U nteren 
Naturschutzbehörde möglich. Im Zuge der Bauarbeiten sind die 
V egetationsbestände möglichst zu erhalten.  
 
4.2. Naturschutzfachlicher Ausgleich 
Es werden # W P als Ausgleichsbedarf benötigt. 

Eine dauerhafte Einzäunung der Ausgleichsfläche ist nicht zulässig.  
 
Die Festsetzung der Ausgleichsmaßnahmen wird gem. § 9 Abs. 2 BauG B auf 
den Zeitraum begrenzt, in dem das V orhaben mit den baulichen Anlagen 
besteht. Nach vollständigem Rückbau der P hotovoltaikanlagen, technischen 
Zaunanlage und W ege erlischt die V erpflichtung zum Ausgleich, sofern dann 
geltendes Recht dem nicht entgegensteht. 
 
Die Ausgleichsmaßnahme muss spätestens nach Abschluss der 
Baumaßnahmen umgesetzt werden. 
 
4.3  G rünordnung 
Zur Eingrünung der P hotovoltaikanlage und als Sichtschutz ist unter Einhaltung 
des gesetzlichen G renzabstandes vor der Zaunanlage auf mind. 75 % der Länge 
eine zweireihige freiwachsende Hecke zu pflanzen.  
 
Rückschnitte der G ehölze sind nur ausnahmsweise bei G efährdung oder 
anderer baulicher Anlagen sowie bei V erschattung der Module zulässig. Ein 
Rückschnitt bis auf Minimum 2,70 m Höhe ist zulässig. Der Rückschnitt hat so 
zu erfolgen, dass er möglichst einem natürlichen W uchsbild entspricht. 
Die G ehölzpflanzung ist dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Bei Abgang von 
Sträuchern ist die P flanzung von gleichwertigem Ersatz vorzunehmen. 
Auf den nicht mit G ehölzen bepflanzten Bereiche ist ein standortgerechter 
Krautsaum durch Sukzession zu entwickeln und zu pflegen (Mahd im Abstand 
von 3-5 Jahren, das Mähgut ist zu entfernen.) 
 
4.4 P flanzliste 
P flanzqualität: Str. 2x v., H = 60-100 cm 
P flanzabstand: 1,0 x 1,5 Meter. 
 
Sträucher 
Crataegus monogyna Eingriffliger W eißdorn* 
Corylus avellana Haselnuss 
Berberis vulgaris G emeine Berberitze* 
Cornus mas  Kornelkirsche 
Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
Lonicera x ylosteum Rote Heckenkirsche 
P runus spinosa Schlehe* 
Rhamnus cathartica P urgier-Kreuzdorn* 
Rosa canina  Hundsrose* 
Sambucus nigra Schwarzer Holunder 
V iburnum lantana  W olliger Schneeball 
 
W eitere Arten können von der Naturschutzbehörde am Landratsamt zugelassen 
werden. 
* P flanzen mit Dornen 
 
4.5 Sonstige grünordnerische Festsetzungen 
Alle P flanzmaßnahmen sind vor oder bis zur Fertigstellung der Baumaßnahme, 
jedoch spätestens in der auf die Fertigstellung von Baumaßnahmen folgenden 
P flanzperiode bis 30. November anzulegen. Die G ehölzpflanzungen sind 
fachgerecht zu pflegen und zu unterhalten. Der Aufwuchs ist zu unterstützen 
und ihrem natürlichen Habitus (W uchsbild) entsprechend wachsen zu lassen, 
d.h. ohne regelmäßigen Formschnitt. Ein ausnahmsweiser Rückschnitt ist unter 
P unkt 4.4 erläutert. 
Eine Startdüngung der G ehölze bei P flanzung ist zulässig, weitere Düngung und 
P flanzenschutzmittelanwendung sind innerhalb des G eltungsbereiches nicht 
zulässig. 
 
5. Blendgutachten 
# 
 
6. G ültigkeitszeitraum und Folgenutzung 
Die Festsetzung als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
Sonnenenergienutzung gem. § 9 Abs. 2 BauG B wird auf den Zeitpunkt des 
Eintritts folgender U mstände begrenzt: 
• Antrag auf Nutzungseinstellung durch den Eigentümer 
• Eintritt der Nutzungsaufgabe 
Eine Nutzungsaufgabe liegt vor, wenn die errichtete 
Freiflächenphotovoltaikanlage keinen Strom mehr in das Stromnetz einspeist, 
obwohl ihr dies aufgrund eines bestehenden Anschlusses an dieses möglich 
gewesen wäre. 
Bei Eintritt dieser U mstände ist die Freiflächenphotovoltaikanlage spätestens 
nach 1 Jahr nach Nutzungsaufgabe rückzubauen. Als Folgenutzung wird wieder 
eine Fläche für die Landwirtschaft im G eltungsbereich festgesetzt, sofern dann 
geltendes Recht dem nicht entgegensteht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
T ex tliche Hinweise 
1. Denkmalschutz / Bodendenkmäler 
Es wird darauf hingewiesen, dass auf G rundstücken auf denen sich Bodendenkmäler 
befinden, vermutetet werden oder den Umständen nach angenommen werden 
müssen, der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die 
U ntere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 7 BayDSchG  unterliegen. 
2. Schädliche Bodenverunreinigungen und Altlasten 
Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, ob eventuell künstliche Auffüllungen mit Abfällen, 
Altablagerungen, auffällige V erfärbungen, auffälliger G eruch o. ä. angetroffen werden. 
In diesem Fall ist das Landratsamt G armisch-P artenkirchen umgehend einzuschalten. 
3. Ausgleichsfläche 
Nach Satzungsbeschluss ist die Ausgleichsfläche dem Ökoflächenkataster zu melden. 
4. Bodenschutz 
U m einer schädlichen Bodenveränderung durch Erosion vorzubeugen, sollten die 
Flächen vor Umsetzung der Planung eine geschlossene V egetationsdecke aufweisen. 
Zur V ermeidung von Bodenverdichtungen sind alle Maßnahmen zur Errichtung der 
Anlagen ausschließlich bei trockener W itterung durchzuführen. 
Bei Erdbewegungen ist darauf zu achten, dass der Mutterboden vor V ergeudung und 
V ernichtung geschützt wird. 
5. Brandschutz 
Die Zufahrt und die V erkehrsflächen für die Feuerwehr im Sondergebiet (Umfahrt) sind 
so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. 
mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren werden können. 
Die T ragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. 
Hierzu wird auch auf die DIN 14 090 „Flächen für die Feuerwehr auf G rundstücken" 
verwiesen. 
 
Bei Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr aus Art. 
5 BayBO ; ist die T echnische Regel A 2.2.1.1 BayT B ist zu beachten. Es muss 
insbesondere gewährleistet sein, dass G ebäude ganz oder mit T eilen in einem 
Abstand von höchstens 50 m von den öffentlichen V erkehrsflächen erreichbar 
sind.  
 
Damit die Feuerwehr im Schadensfall einen Ansprechpartner erreichen kann, ist 
am Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbarkeit eines V erantwortlichen für 
die bauliche Anlage anzubringen und der örtlichen Feuerwehr mitzuteilen, damit 
Adresse und Erreichbarkeit des Betreibers der P hotovoltaikanlage im 
Einsatzleitsystem der integrierten Leitstelle hinterlegt werden kann. 
 
Bei P hotovoltaikanlagen im Freigelände handelt es sich i.d.R. immer um größere 
(flächige) bauliche Anlagen. W egen der Besonderheiten dieser Anlagen sollte ein 
Feuerwehrplan nach DIN 14 095 hierfür vom Betreiber in Absprache mit der 
zuständigen Feuerwehr erstellt und der örtlichen Feuerwehr zur V erfügung gestellt 
werden. In den P länen sollte die Leitungsführung bis zum/zu den W echselrichter/-n 
und von dort bis zum Übergabepunkt des Energieversorgungsunternehmens 
erkennbar sein. G gf. kann man für die gewaltlose Zugänglichkeit in Absprache mit 
der örtlichen Feuerwehr noch ein Feuerwehr-Schlüsseldepot T yp 1 (nicht V dS-
anerkannt) am Zufahrtstor vorsehen. 
 
Steht kein Hydrantennetz nach den T echnischen Regeln des Deutschen V ereins 
des G as- und W asserfaches e.V . (DV G W ) —  Arbeitsblätter W  331 und W  405 —  
zur V erfügung, sind in der Alarmierungsplanung geeignete wasserführende 
Fahrzeuge einzuplanen. G gf. können zusätzliche Fahrzeuge mit Sonderlöschmitteln 
oder Sondergeräten erforderlich sein.  
6.Immissionsschutz 
Die P hotovoltaikanlage ist so zu errichten und zu betreiben, dass keine 
schädlichen U mwelteinwirkungen durch Lichtimmissionen (z. B. Blendwirkung) an 
den maßgeblichen Immissionsorten (schutzbedürftige Bebauung, z.B. 
W ohnhäuser), auftreten. T reten unzulässige Blendungen an schutzbedürftiger 
Bebauung auf, hat der Anlagenbetreiber die Reflex ionen auf eigene Kosten zu 
beseitigen. Hierfür sind ggf. Maßnahmen wie Lichtschutzanpflanzungen oder eine 
blendfreie und nicht reflektierende Ausführung der P hotovoltaikanlage vorzusehen. 
W erbeanlagen, die den V erkehrsteilnehmer ablenken können und somit geeignet 
sind die Sicherheit und Leichtigkeit des V erkehrs zu gefährden, dürfen nicht 
errichtet werden. Hierbei genügt bereits eine abstrakte G efährdung der Sicherheit 
und Leichtigkeit des V erkehrs. Auf § 33 StV O  wird verwiesen. Die Errichtung von 
W erbeanlagen unterliegt ebenso der G enehmigung oder Zustimmung des 
Fernstraßen-Bundesamtes. 
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauG B, § 16 BauNV O )
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauG B, §§ 22 u. 23 BauNV O )
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Nachrichtliche Übernahme
Festgesetztes Überschwemmungsgebiet
Überschwemmungsgebiets der G roßen Laber 
auf den G ebieten des Marktes P feffenhausen 
u. der Stadt Rottenburg a.d.Laaber bis zur 
Landkreisgrenze Landshut/Kelheim
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